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Verkündet

am 270 Februar 1959

I m N a m e'n d e s V o l k e 5

In Sachen
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Beklagten und Revisionsklägerin,

gegen

0000600000-O_'IUD......oooococc.ouo.uoooouooo_ooioooe

'Kläger und Revisionsbeklagten,

hat der 7° Senat des Eundessczialgerichts

auf die mündliche Verhandlung vom 27. Februar 1959,
.

an der mitgewirkt haben

senatspräsident Dr. B e r n d t

als Vorsitzender9

Bundesrichter Dr. K l ä B und

Bundesrichter \Dr. S t r a u B

als weitere Berufsrichter‚

Bundessozialrichter Schlösser und ’

Bundessozialrichter V. Loewenstein

als ehrenamtliche Beisitzer,

für Recht erkannt:

Auf die ReviSion der Beklagten werden das Urteil
des Landessozialgerichts Schleswig vom 18. Oktober
1957 und das Urteil des Sozialgerichts Schleswig
vom 100 Juli 1956 aufgehobeno
Die Klage wird abgewieseno

Außergerichtliche Kosten sind nicht zu erstatten°

V o n R e c h t s w e g e n „

_2„
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g;?_ü n_d e :

Der 1900 geborene Kläger ist von _Beruf. kaufmännischer An—

gestellter. Nach 1945 war er bis über die Nähruhgsreform

hinaus als Beuhilfsarbeiter und Nachmann tätig. Seit Juli

1948 war der Kläger mit Unterbrechungen fortgesetzt ar—

beitslos und_bezog zunächst versicherungsmäßige Arbeits—
losenunterstöt2ung (Alu), nach deren Erschöpfung laufend
Arbeitslosenfürsorgeunterstützung (Alfu). Im Oktober 1954

erhielt er eine wöchentliche Alfu von 55 ‚90 DM. Der für
ihn zustandige Biohtsata der öffentlichen Fürsorge er—

rechnete SlCh zu derselben Zeit auf 55 17 DM.

Am 22..Oktober 1954 beantragte der Kläger, der vordem

schon wiederholt für andere ZWecke Sonderbeihilfen_vcn

der Arbeitsverwaltung erhalten hatte, beim Arbeitsamt

Kiel die Gewährung"einer Brennstoffbeihilfe". Dieser-
Antrag wurde mit Bescheid vom 27. Oktober1954 abgelehnt.

der Wld€fo ruch mit Bescheid
vom 12. November 1954 zu—

ruekcew1esen. Der notwendige Lebensbedarf sei als gesi—

_chert an2usehen, weil die Leis tungen des Arbeitsamts an

den Kläger den_Richtsatz der öffentlichen Fürsorge über“

stiegeno

Im Rechtestreit
vor dem Sozialgericht Schleswig trug der

Kläger, der durch den Justitiar der Stadt Kiel als Pro—

zeßbevollmächtigten vertreten
war, u.a. vor, daß infolge'*

der Weigerung des Arbeiteamts das Fürsorgeamt der Stadt
Kiel subsidiär eingetreten sei und ihm am 12. November

1954 eine Brennstoffbeihilfe von 40,—— DM gezahlt habe.
Bei ihm habe ein thstand vorgelegen; sein Lebensunterm

halt sei entgegen.der-Ännahme des Arbeitsamts-nicht
ge—

deckt gewesen. Er beantragte, die angefochtenen Bescheide

aufzuheben und eventuell die Beklagte zu
verurteilen, ihm

eine Sonderbéihilfe
zur Beschaffung von Ninterbrennstoff

in Höhe von 40,—— DM zu gewähren._
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Mit Urteil vom 10„.Juli 1956 h0b' das Sozialgericht

Schleswig die Bescheide der Beklagten vom 27, Oktober und

12° November 1954 auf und erklärte diese für verpflichtet,

dem Kläger unter Annahme eines Notstandes im Sinne des

ä-1O Abs, 1 der Militärregierungsverordnung (MBVO) 117

wurde zugelassene

Die Beklagte legte Berufung ein. Sie beantragte, das Ur—

teil des Sozialgerichts Schleswig vom 10, Juli 1956 auf—
zuhebeh und die Klage abzuweisen, und trug hierfür u.a°
vor, die zur Fristung des Lebensunterhalts notwendigen
Mittel seien dem Kläger durch die Alfu gewährt worden,

Deshalb habe ein Notstand nicht vorgelegen,und die Vor—

aussetzung für die Gewährung einer Sonderbeihilfe habe

gefehlto Ein Arbeitsloser müsse den Bedarf an Winter—

'feuerung aus der laufenden Unterstützung decken.

Der Kläger beantragte, die Berufung mit der Maßgabe zu—

rückzuweisen, daß die Beklagte verurteilt wird, ihm eine
Sonderbeihilfe in Höhe von 40,—— DM zu gewähren0

Mit Urteil vom.18. Oktober 1957 wies das Landessozialge—

Iricht Schleswigdie Berufungder Beklagtenmit der Maß—
gäbe zurück, daß die Beklagte verurteilt wurde, dem

Kläger eine Sonderbeihilfe von 40,—« DM zu gewähren. Es

'stellte uoa, fest, daß_zu Recht ein “Kotstand” vom Sozi—
algericht angenOmmenworden sei° Dieser in 5 10 Abs, 1
des Anh. zur Verordnung Nr. 117 enthaltene unbestimmte

Rechtsbegriff finde in dessen Abs. 3 für den Bereich der

Arbeitslosenfürsorge seine Legaldefinition und Konkreti—

sierung derart, daß eine Sonderbeihilfe zu gewähren sei
und der Verwaltung kein freier Spielraum für Brmessenaus—
übung verbleibe, wenn die Unterstützung und das sonstige
Einkommen des Arbeitslosen "Zur Fristung des Lebensun—

terhalts nicht ausreichen"0 Es treffe im übrigen nicht

zu, daß in der Alfu im Gegensatz zur
öffentlichen Fürsorge
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IV

die notwendigen Mittel für Hausbrand stets enthalten seien

und daß_eine etwaige Angleichung der Alfu
an den Fürsor—

gerichtsatz jeden Notstand im Sinne des Arbeitslosen—
rechts beseitigeo Die Beihilfe für Winterfeuerung sei an—
erkannterWeise in der öffentlichen Fürsorge eine Pflicht—

leistung und gegen die Fürsorgebehörde im Wege der Klage

erzwingbaro In gleicher Weise müsse auch einem Arbeits—

losen ein Bechteenspruoh auf Sonderbeihilfe für die not—

wendigen Mittel zur Winterfeuerung Zugebilligt werden;

TatsäChlich überschreite die Alfu des Klägers den allge*

meinen Fürsorgeriohtsatz wöchentlich nur um 0,19 DM. Sei—

nen_häuslichen und_familiären Verhältnissen nach sei_daü

von auszugehen, daß.ihm bei Beginn des Winters 1954 aus

seiner_Unterstutzung keine Mittel zw?Beschaffung von.
Winterfeuerung zur Verfügung standen und ihm deshalb die

Gefahr drohte} frieren zu müsseno Schutz gegen Frost ge—

höre zur Fristung.des Lebensunterhalts. Sei dieser nicht
gewährleistet, müsse ein Notatand bejahtwe■enn Daher sei
die Beklagte zu der erforderlichen Beihilfe verpfliohtetaund

dem bereits in der ersten InStenz gestellten,
vom Sozial—

gericht nicht besohiedenen‚ aber in der mündlichen Ver—

handlung vor dem_Landessozialgericht wiederholten Äntrag

auf Zahlung von 40,—— DM habe entsprochen werden müssen,

da zwischen_den Beteiligten über die Höhe der BrenhStoff—

beihilfe keine Meinungsversohiedenheiten bestandeno' '

Revision wurde zugelassene
'

Im Urteilsk0pf(Bubrum) war bei der Bezeichnung der mit—
wirkenden'■ichter der zweite_Landessozielrichter.wief*„?'

folgtbenannt:
"Landess02ialrichter Reinh. Borohert, Kiel, bzw. Th.S■iben9

Neumünster"o'Der_Niederschrift über die Öffentliche Sit—
zung

des Landessozialgerichts_Sohleswig, 3. Senat, vom

180 Oktober 1954 war diesbezüglich zu entnehmen, daß_der
Prozeßbevollmäohtigte der Beklagten (Berufungsklägerin)

den zunächst der Biohtérhank angeho'rigen-Landessozialrich—9-i

ter Borohert, Stadtrat in Kiel,
wegen Besorgnis der Be—

_„5„„‚
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fangenheit abgelehnt, dieser selbst das Ablehnungsge—

such für begründet erachtet hatte und daß nach dessen

Ausscheiden im allseitigen Einverständnis die Verhand—

lung nach Heranziehung des geschäftsplanmäßigen Vertre—
ters Landessozialrichter Stuben, Neumünster, durchge—
führt wurde.

Das Urteil des Landess02ialgeriohts wurde der Beklagten

am 17. Dezember 1957 zugestellt. Mit Schriftsatz vom '

8. Januar 1958, beim Bundessozialgericht eingegangen am

11. Januar 1958, legte sie Revision ein und beantragte,

das angefochtene Urteil sowie das Urteil des
Sozialgerichts SChleSwig vom 10. Juli 1956_auf—
zuheben und den Kläger mit der Klage abzuweisen‚

hilfsweise die Sache zur erneuten Verhandlung und
Entscheidung an das Landessozialgericht Schleswig

zurückzuverweisen.

Am 10. Februar 1958 begründete sie die Revision: Dem Be—
rufungsgericht könne darin gefolgt werden, daß die Be—

griffe "Notstand" und "Fristung des Lebensunterhalts"

unbestimmte Rechtsbegriffe seien. Irrtümlich jedoch sei
die Auffassung des Landsssozialgériohts, daß bei Vor—

liegen eines Notstandes ein Rechtsanspruch auf die Son—

derbeihilfe bestanden_hahe und daß das Gericht daher

berechtigt gewesen sei, ein Leistungsurteil zu
erlassen.

Aus dem Wortlaut des Gesetzes ergebe sich vielmehr ein—

deutig, daß die Gewährung einer Sonderbeihilfe bei Vor—'
liegen der in € 10 der MRVONr. 117 aufgeführten Voraus—

setzungen eine Ermessensentscheidung darstelle. Im Er—

messen des Arbeitsamtes stünde es daher, ob und in wel—

cher Höhe es gegebenenfalls eine Sonderbeihilfe gewähren

wolle. Dessen Entscheidung.könne lediglich unter dem

Gesichtspunkt des Ermessensmißbrauchs nachgeprüft werden.

Dadurch, daß das Landessozialgericht die Beklagte zur
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Leistung verurteilte, hehe es sein Ermessen_en_die
Stelle des Verwaltungsermessens gesetzt und damit

gegen
@ 54 Abs._2 des Sezielgerichtsgesetzes (SGG) verstoßen.

Meteriellereehtlich kommeeine Sonderbeihilfe als Kenn—
Leistung nur in Betracht, wenn die Unterstützungsbezüge

neben dem sonstigen Einkommen des Arbeitslosen zur Friä„-ll‘

stung des Le benennterhelts nicht ausreichten; Der Ar—

bc1tsverWeltung sei d&‘mit für ihre Ermessensentscheidung

“ein enger er_Rehmen gezogen als der öffentlichen Fürsorge,jj

die auf den notwendigen Lebensbederf_ebstelle.'Demzufolgej

sei diese gehalten, Beihilfen zur
Beschaffung der Winteré

féuerung als Pflichtleistungen zu
gewähren, nicht dage—

gen die Beklagte, zumal denn nicht, wenn bereits die

-ßlfu den Fürsorgerichtsetz überschreiteo

_Der Kläger beantragte9

die Revision zurückzuweiseno

Nach seiner Äuffessung haben die Vorinstanzen ohne Rechts—

irrtum.sowohl den “Notetend” bejeht wie den Ermessens—
.„

spielreum der Beklagten beschränkt. Der_Arbeitsverweltung'

seien.fär die
von ihr zu betreuenden Arbeitslosen von

Rechts wegen dieselben Aufgaben übertragen wie der öf—'

fentlichen FürSorge für ihren Personenkreis, nämliCh Be—

seitigung von Hilfsbedürftigkeit und Notlage. Die Be—
griffe "Fr1stung des Lebensunterhalts“ sowie ■notwendiger >
Lebensbederf" se1en lediglich in der Wortfessung ebwei—

chend, nicht Jedoch im Inhalt. Auchvvenn die'Alfu des

Klägers den
Fursorgerichtsetz

erreichte oder knapp über—

schritt, sei der Notstend_nicht beseitigt gewesen, weil

auch der Richtsetz die Beschaffung von Winterfeuerung

nicht eins0hliéße. Deshalb stehe dem Kläger gegen die

Beklagte ein BeChtsenspruch auf Sonderbeihilfe
zu.

Wegen der F1nzelhe1ten des Vorbringens der Beteiligten

wird auf die Sehr1ftsetze Bezug genommen
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Die Revision ist statthaft (@ 162 Abs. 1 Nr. 1 SGG) und
zulässig.

Da bereits die Berufung nach @150 Nr. 1 SGGzugelassen

war, stand diesem Rechtsmittel die Vorschrift des 5 144

Abs. 1 Nr. 1 SGG (Berufungsausschluß bei Ansprüchen auf

leinmalige Leistungen) nicht entgegen.

Rechtsschutzbedürfnis und Beschwer sind für die vorlie—

gende Streitsache von den Vorderrichtern zutreffend be—

jaht werden (zu vgl. Forsthoff, Lehrbuch des Verwaltungs—

reCht8, I. Band, 7. Aufl., S. 499; BSG.'3 S. 142 ff.

5537) .
Was die Besetzung des Landessozialgerichts anbelangt, so

wird aus der Niederschrift über die öffentliche Sitzung
vom 18. Oktober 1957 erweislich, daß der zur Entscheidung
berufene 3. Senat

vor Eintritt in die Verhandlung über..

das Ablehnungsgesuchcier Beklagten hinsichtlich des Lahm

dessozialrichters Borchert entschieden, die Ablehnung für
begründet erachtet und nach Heranziehung des Landessozi—

alrichters Stüben verhandelt hat (@ 60 SGG; @ 45 ZPO).

Nicht in der Niederschrift verlautbart ist jedoch, ob

der diesbezügliche Beschluß verkündet wurde. Die Unter—

lassung dieser Förmlichkeit bewirkte indessen keinen we—

sentlichen Mangel des Verfahrens. Jedenfalls ist der
Grundsatz des 5 129 SGG, daß das Urteil nur von den Rich—
tern gefällt werden kann, die an der ihm zugrunde liegen—

den Verhandlung teilgenommen haben, gewahrt.

Der Kläger stützt seinen Anspruch auf @ 10 des Anh. zur
MRVO Nr. 117; er hat vor dem Sozialgericht beantragt, die

angefochtenen Bescheide aufzuheben und eventuell die Be—

klagte zu verurteilen, ihm eine Sonderbeihilfe zur Be—

schaffung Von_Winterbrennstoff in Höhe von 40‚_„ DM zu
gewähren. Demzufolge hat das Sozialgericht sein Begehw

ren als Verpflichtungsklage (Vornahmeklage) nach %.54
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ABS; 1 see behandelt. DesLendessozialgericht anderer“
seits war wegen des auf Leistung geriChteten.Antregs des
Klä.gers im Berufungsverfe hren der Auffassung, daß eine

Le1stungsklege, zumindee„ 1tens eine verbundene ßufhebungs—l'

und Leistungsk1ege vorliege. Solche sind indessen nur
'f'

zulässig, wenn der angefochtene Verweltungsekt eine Lei—33;

stung betrifft, auf die€äh Rechtsanspruch besteht (@ 54 T?

_ßbs, 4 SGG);_Des ist jedoch, wie der erkennehde Senat _„„

bereits in seinem Urteil vom 30 Oktober 1958 (BSG. 8

S, 223) entschieden hat, hihsichtliCh der Sonderbeihilfe
_

nicht der'Felll Nach5 10Abs. 1-desAnh. zur unvoNr. 117
h ö n n e n

neben der Alu oder der Alfu dem Arbeitslo—

iSen Sonderbe1h11fen gewahrt werden, soweit ein Notstend
vorliegt und enderenfells ein Eingreifen des Fürsorge—

verbendes erforderlich wäre. Der Auffassung des Landes—
sozislgerichts, daß es sich bei dieser Ver schrift nicht

lediglich um eine "Kenn"— , sondern um eine
"So11"—Be—

stimmung im Sinne eines "hat zu
tun“ handele und daß

sich dies aus den1schärfer gefeßtén englischen Text der
__

unvoNr, 117(vgl. Amtsbl der M111terrcg1erungDeutsch—257
land Erltlscheo Kontrollgebiet, Nr. 22 - s. 652 _) er;***
gebe, ist nicht gerechtfertigt; denn nach Art. II dieSer'

Verordnung_gilt der deutsche Text des Anhangs els_emt—

licher Text. Im übrigen hat die englische Fessung "may
only when L„ ," jedenfalls auch nicht die Bedeutung einer
Sol lvorschrift im Sinne des deutschen Rechts - Im Ver“ .„

gleich läßt aber der wortlaut des S 2 e.a.0.'“nrbeits—

lose, o.o erhälten aaa Alfu nach Maßgabe der folgenden

Bestimmungen“* eindeutig eine Mußvorschrift erkennen,

die denn ellerd1ngs e1ne Pflicht zur Gewehrung der Lei—

stung begrundet Dagegen ehthä1t‘} 10 nicht nur eine
Kenn—Vorschrift, sondern hier ist des Ermessen-des Ar—

beitsamts auch noch durch den folgenden Satz “soweit

ein Notstend vorliegt und .„" weiter einges chrenkt

__9_
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Der im Gesetzestatbestand enthaltene unbestimmte Rechts—

begriff "Notstand" bindet die Verwaltung insoweit, daß

bei seiner tatsächlichen Verneinung keine Sonderbéihilfe

zuerkannt werden darf, jedoch nicht derart, daß bei Be—
'jahung diese in jedem Fall gewährt werden m u B , Die

Verwendung des Wortes “ k 6 n n e n " macht vielmehr

deutlich, daß das Gesetz dem Erbeitsamt die — wenn auch,

wie noch auszuführen ist, begrenzte — Freiheit einräumt,

nach pfliChtgemäßem Ermessen über die Gewährung von Son«

derbeihilfen dann zu entscheiden, falls ein Notstand ge—
geben ist. Auch

aus Sinn und Zweck der Vorschrift des

_@ 10 ist nicht zu entnehmen, daß der Gesetzgeber mit dem
Wort "können" etwas_änderes meint als es ausdrückt. Vom

Arbeitsamt werden Leistungen unter anderen Umständen und

Voraussetzungen gewährt als von der Färsorgebehörde. Seine

Unterstützungsleistungen stehen insbesondere — abweichend

von den Fürsorgeleistungen
— in bestimmten Beziehungen zum

Arbeitsentgelt (fräherem Arbeitseinkommen) der Unterstüt—
zungsempfänger. Schon deswegen muß die Arbeitsverwaltung

auch einen anderen, einen e i g'e n e.n Rahmen für die
Beurteilung des "Notstands" in ihrem Tätigkeitsbereich

gebrauchen, wie er vom Gesetzgeber selbst in Abs. 3 des

5 10 mit dem unbestimmten Rechtsbegriff der "Fristung

des Lebensunterhalts" gescheffen.ist. Aus diesem Grunde

und weil sonst nirgendwo dem Gesetz eine Rechtsgrundlage

dafür zu entnehmen ist, daß die der öffentlichen Fürsorw

ge eigentämlichen Léistungen
von der Arbeitsverwaltung

schlechthin für den betroffenen Personenkreis zu überneh—

men sind, wurde offensichtlich der im Färsorgerecht vor—
dem übliche Begriff des “notwendigen Lebensbedarfs" nicht

für die Arbeitslosenfärsorge übernommen, zumal sich beide

auch inhaltlich nicht decken,

Es ist zutreffend, wie das Landessozialgericht ausführt,

daß auohäbs° 3 des 5 10 eine Begrenzung des Ermessens
der Verwaltung bewirkt; doch geschieht dies — wie dem

„10...
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IX

Halbsatz "ein Notstand ist nur anzunehmen, wenn ...."

Erkennen läßt, nicht zugunSten des‘Arbeitsloseno Das
ILandessozialgericht verfiel einer irrigen Auslegung des
Gesetzeswortlauts, indem es aus Abs. 3 durch Hervorhe—

-bung und Betonung des Wortes “iSt”, aber unter Nicht—

_beachtung_des_Wortes "nur? eine Verpflichtung zur Ge—
Wahrung der Sonderbeihilfe ableiten will. Die Arbeits—‘_

.
verwaltung kann nach 5 10 Abs. 1 des Anh. zur MRVONr.117.

_nur dann Sonderbeihilfen gewähren, wenn die Vorausset—

zungen eines Notatands im Sinne des Abs. 3 erfüllt sind.

Darüber hinaus-aber enthält diese Vorschrift keine Bin—

dung der_VerWaltungsbehörde. Das Ermessen setzt also erst

“im Fall der Bejahung eines Notstands ein, ist jedoch

frei und
nur an das Vorliegen jenes Notetandés gebunden.'i

Selet dann ist die Gewährung der Leistung keine "zwin—

gende Rechtsfolge". Sicher wird die Behörde die Tatsache

eines Notetands bei ihrer Entscheidung mit abzuwägen

haben,-aber im Wege freien Ermessens (vgl. Loening,
DVBl. 52 s„ 197ff.). Die Entscheidungder Arbeitsver—
waltung in den_Fällen des 5 10 ist naeh alledem in ihr

eigenes_Ermessen gestellt. Hieraus läßt sich kein Rechts—
anspruch des Betroffenen ableiten (Forthoff a.a.0. 8.81).

wenn aber %.10 des Anh. zur MRVONr. 117 dem Arbeitslosen

einen Rechtsanspruch auf Sonderbeihilfe nicht gewährt,
dann ist eine darauf gestut2te Leistungsklage unzulässig.

Das Landeseozialgericht durfte mithin ein Leistungsur—

teil nieht erlassen. Sein Urteil beruht auf einem Ver—

stoß gegen_äl54 Abs. 4-SGG und ist deshalb aufzuheben

(vgl. ass. 2 5.3.142 {T4e7; SozR.zu 5'54 seeBl. Da11
Nr. 42). Diesen Ergebnis steht nicht entgegen, daß es
sich im vorliegenden Fall nicht um eine Leistungsklage

sChlechthin, sondern um eine zusammengefaßte'Anfech—
tungs— und Leistungsklage, auch unechte Leistungsklage
genannt, handelt (vgl._Peters—SautteréWolff,'Komm.

zur

SGb. @54 SGGAnm. 6 Buchst. b). Die Frage der zulä3sig—
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keit ist für die unechte Leistungsklage grundsätzlich

nicht anders zu beantworten als für die echte Leistungsm

klage (vgl° BSG. in SozR; see @54 Bl. Da 11 Nro 42)„

Aber auch das Urteil des Sozialgerichts konnte keinen
Bestand habeno Selbst wenn der vom Kläger ursprünglich„

erhobene Anspruch seinem Antrag in der ersten Instanz

zufolge als Vornahme— (Verpflichtungsé) Klage (@ 54
“Abs. 1 SGG) ausgelegt wird (55 105, 123 SGS), vermag

sein Anspruch auf ermessensfehlerfreies Verhalten des_

Arbeitsamtes niCht den fehlenden materiellen Rechts—

anspruch auf Gewährungeiner Sonderbeihilfe zu ersetw

zen (vgl° OVG. Münster in JZ„ 19598o 98/99)° Die ge—
richtliche Auflage5 einen Notstand im Sinne des 5 10
Abs‚ 1 der MRVONr° 117 anzunehmen, war deshalb nicht
geeignet‚ eine Verpflichtung der Arbeitsverwaltung zur

Gewährung der Brennstoffbeihilfe auch nur dem Grunde

-nach zu bewirken und einen derartigen
neuen Verwaltungs—

akt auszulösen° Die Entscheidung hierüber oblag viel—

mehr, wie vorstehend unter VIII dargelegt dem Arbeits—

amt in der Sphäre eigenen.Ermessens. Daß es aber dabei

die Grenzen dieses Ermessens überschritten oder davon

in einer_dem Zweck der Ermächtigung nicht entsprechen—

den Weise Gebrauch gemacht_hätte (@ 54 Abs. 2 SGG), ist

nicht erwieseno Jedenfalls
waren die Entschließungen

der Beklagten bezüglich der Gewährung einer Brennstoff—

beihilfe an den Kläger nicht von sachfremden oder will—

kürlichen Erwägungen getragen,_sondern im Rahmen ihres

fachlichen und rechtlichen Zuständigkeitsbereichs ge—
haltene Sonach sind der Bescheid des Arbeitsamts vom

270 Oktober 1954 und der üiderspruchebescheid vom
12„ November 1954 nicht rechtswidrig. Das Sozialgericht

hat zu
Unrecht die Klage für begründet erachtet; sein

Urteil ist ebenfalls aufzuheben° Die Klage ist abzu—
weisen (@ 170 Abs. 2 Satz 1 SGG)„
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_Die Entscheidung über die Kosten beruht auf 5 193 SGG
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